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Betreff Stellungnahme zu den Novellen UOG, AHStG und BG über die Abgeltung von 
Lehr- und Prüfungs tätigkeiten an Hochschulen 

Die Rechts- und Organisationsabteilung der Universitäts direktion der Johannes 

Kepler Universität Linz erlaubt sich, ergänzend zum Schreiben vom 17.1.1990, 

Unser Zeichen 8-8-711007/89 die Stellungnahme der Professoren Keinert und 

Holzhammer nachzureichen. 
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Univ. -Prof. Dr. Heinz KEINERI' ,LL.M. (Berkeley) 

INsrrrur FÜR HANDELSREX:Hr 

UNIVERSITÄT LINZ 

Univ.-Prof.Dr.Richard HOLZHAMMER 

INSTITUT FÜR ZIVILPROZESSREX:Hr 

Stellungnahme zu den geplanten Novellen zum UCX; um AHStG 

Zum UCG: 

§ 15 Abs 14: Von der Möglichkeit, die Fakultätskanpetenzen nahezu völlig einer 

Generalkarmission zu delegieren, ist dringem abzuraten. Sie bErleutet eine drasti­

sche Verkürzung der Möglichkeiten, auch unorth:xloxe, doch kreative um daher oft 

unbequEme Stellungnahnen einzubringen - auch solche aus der Professorenschaft. 

Damit. wäre eine Verknöcherung mit "Funktionärsherrschaft" verb..urlen, wie sie bei 

Verbärrlen - zu Recht crler zu Unrecht - häufig beklagt wird. 
1 

Dieses Argument würde sogar dann gelten, wenn - als absolutes Minimum! - daür 

eine größere als Dreiviertelmehrheit erforderlich wäre, damit keine Gruppe von 

der bisherigen Vertretungsvielfalt ausgeschlossen werden könnte, also durch OctroL 

Im übrigen sei angenerkt: Am lautesten klagen oftmals gerade diejenigen über 

die angeblich�Sitzungsbelastung der UCG-Universität, die im Ernstfall arn wenigsten 

bereit sirrl, KcmnissiommitgliErlschaften - um damit Einflu&näglichkeiten! - abzu­

geben. 

§ 35 Abs 1: Die Beschränkung des Erwerbs auf eine Lehrbefugnis im Rahnen eines kon­

ventionellen Fachs als ganzen, die aus der Neuregelung zumimest erschlossen werden 

karm ,  würde spezielle, praxisbezogene Venien verhimern, die ein Lehrangeb:>t sehr 

bereichern könnten. (Beispiele: Europarecht durch einen Organisationsexperten mit 

langer Brüssel-Erfahrung, wenn die Venia auf "Europ. Wettbewerbsrecht" beschränkt 

werden TIU.lß'; Exekutionsrecht durch Justizspezialisten. ) Derartige Venien werden 

selbst heute "angefeimet" - zu Unrecht. 

§ 37 Abs 1: Die Berufungsnäglichkeit wie bisher wegen "unbegründeten Widerspruchs 

mit den Gutachten" müßte unbErlingt bleiben. Arrlernfalls wäre es möglich, daß trotz 

zweier positiver Gutachten die Kanrnission unbegrürrlet - etwa aufgrurrl persönlicher 

Aversionen - negativ entscheidet. Dieser Berufungsgrurrl steht an Gewicht den all­

ganein verfahrensrechtlichen der Aktenwidrigkeit gleich. 

Generell sollte die Gene1:Jnigung durch das Ministerium nicht entfallen, 'Weil sie 

einer gewissen Willkür - etwa im umgekehrten Fall: Erteilen der Venia trotz zweier 

negativer Gutachten - Tür um Tor öffnet. Auch hier ist, wie stets, ein Systen der 
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Gewaltenteilung ("checks arrl balances") zu bevorzucren. Auch die Universitätsauto­

namie sollte nicht einfach als Glaubenssatz vertreten, sondern gegen den ständi? 

drohenden un:l häufig verwirklichten Mißbrauch möglichst "vor sich selbst geschützt" 

�den. 

§ 37 Abs 2: Die Berufungsregelung ist sicher an sich zu begrüßen. Gegen die Bestre­

b.1ngen,der SlKo der Univ.professoren das Be schickung sr echt zu gewähren, sollte man 

hart bleiben, weil sonst wiErler dieselben Kreise im Verfahren den Einfluß auf die 

Beschickung hätten. 

§ 36 Abs 3: Besonders zu begrüßen ist die Ausweitung mangels eines ausländischen 

Spezialisten auf einen habilitierten Nichtprofessor. 

§ 2 3  Abs 1 lit b Z 1: Es wäre klarzustellen, daß nicht der I�titutsvorstand den Ass. 

mit best:imnten LVA zu betrauen hat, sondern die Institutskonferenz - mit den arrleren 

Professoren, doch auch Ass.- und�tudentenstellungnahnen. 

§ 26 Abs 3 lit a: Die Regelung ist zu begrüßen, entgegen der UPV-StellungnalTne. Die 

Nichteinbirrlung in die jew. Professorenkurie ist, gerade wegen des IrÖglichen unvor­

eingencmnenen Blicksl eine Chance zur "Blutauffrischung" in" stehendal Gewässent' • 

AHStG-Novelle: 

§ 26 Abs 4: Hier sollte - insofern wie in der UPV-Stellungnahne - das Antragsrec:ht 

des Präses gewahrt bleiben, ja sogar ein Bestellungsrecht möglicherweise eThOClen 

�den. Im Zweifel sollte es bei der jetzigen Regelung bleiben. 
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